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Allgemeine Geschäftsbedingungen der INKADE GmbH  

 

§1. Geltung der Bedingungen  

Diese Verkaufsbedingungen gelten uneingeschränkt und ausschließlich. Entgegenstehende oder von 

diesen Verkaufsbedingungen abweichende Bedingungen des Kunden werden nicht anerkannt, es sei 

denn, der Verkäufer hat ausdrücklich schriftlich ihrer Geltung zugestimmt. Diese 

Verkaufsbedingungen gelten für alle Lieferungen, Leistungen und Angebote des Verkäufers. 

Gegenbestätigungen des Kunden mit dem Hinweis auf seine Geschäfts- bzw. Einkaufsbedingungen 

werden hiermit widersprochen. In der vorbehaltlosen Ausführung von Lieferungen an den Kunden 

liegt keine Anerkennung von dessen Allgemeinen Geschäfts- bzw. Einkaufsbedingungen.  

  

§2. Angebot und Vertragsschluss   

§2.1.  Unsere Angebote sind stets freibleibend. Ist die Bestellung als Angebot gemäß § 145 BGB zu 

qualifizieren, so können wir dieses innerhalb von 2 Wochen annehmen. 

§2.2.  An Abbildungen, Zeichnungen, Kalkulationen und sonstigen Unterlagen behalten wir uns 

Eigentums- und Urheberrechte vor. Sie dürfen Dritten nicht zugänglich gemacht werden. Dies gilt 

insbesondere für solche Informationen, insbesondere schriftliche Unterlagen, die als vertraulich 

bezeichnet sind; vor ihrer Weitergabe an Dritte bedarf der Käufer der ausdrücklichen schriftlichen 

Zustimmung des Verkäufers.   

§2.3.  Zeichnungen, Abbildungen, Maße, Gewichte oder sonstige Leistungsdaten sind nur verbindlich, 

wenn dies ausdrücklich schriftlich vereinbart wird. Derartige Angaben sind nicht als 

Beschaffenheitsgarantien zu verstehen.   

  

§3. Preise/Zahlungsbedingungen  

§3.1.  Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, gelten unsere Preise „ab Werk“, 

einschließlich Verpackung, falls nicht anders vereinbart. Wir behalten uns das Recht vor, unsere 

Preise angemessen zu ändern, wenn nach Abschluss des Vertrages Kostensenkungen oder 

Kostenerhöhungen, insbesondere aufgrund von Materialpreisänderungen eintreten. In jedem Falle 

sind wir berechtigt, die Preise entsprechend anzupassen, wenn zwischen Vertragsschluss und 

geplantem Liefertermin mehr als 4 Monate liegen.  Übersteigt die Preiserhöhung die allgemeine 

Inflation im maßgeblichen Zeitraum um mehr als 5 %, ist der Käufer berechtigt, von dem Vertrag 

zurückzutreten. 

§3.2.  Maßgebend sind die in den jeweils aktuellen Preislisten des Verkäufers ausgewiesenen Preise 

zzgl. der jeweiligen gesetzlichen Umsatzsteuer. Zusätzliche Lieferungen und Leistungen werden 

gesondert berechnet.   

§3.3.  Der Rechnungsbetrag ist, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart, 30 Tage nach 

Ausstellung der Rechnung ohne jeden Abzug fällig. Es gelten die gesetzlichen Regeln bei 

Zahlungsverzug des Kunden.   
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3.4. Aufrechnungsrechte stehen dem Käufer nur zu, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig 

festgestellt, unbestritten oder von dem Verkäufer anerkannt sind. Außerdem ist der Kunde zur 

Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf dem 

gleichen Vertragsverhältnis beruht.   

§3.5.  Werden dem Verkäufer Umstände bekannt, die die Kreditwürdigkeit des Käufers in Frage 

stellen, insbesondere bei Zahlungseinstellungen, so ist der Verkäufer berechtigt, die gesamte 

Restschuld fällig zu stellen. Der Verkäufer ist in diesem Fall außerdem berechtigt, Vorauszahlung oder 

Sicherheitsleistung zu verlangen.   

 

§4. Liefer- und Leistungszeit, Verzug  

§4.1.  Der Beginn der von uns angegebenen Lieferzeit setzt die Abklärung aller technischen Fragen 

voraus.   

§4.2.  Die vom Verkäufer genannten Termine und Fristen sind unverbindlich, sofern nicht 

ausdrücklich schriftlich etwas anderes vereinbart wurde. Beschaffungsrisiken werden grundsätzlich 

nicht von dem Verkäufer übernommen.  Richtige und rechtzeitige Selbstbelieferung bleibt 

vorbehalten. 

§4.3.  Lieferungs- und Leistungsverzögerungen aufgrund höherer Gewalt und aufgrund von 

Ereignissen, die dem Verkäufer die Lieferung wesentlich erschweren oder unmöglich machen (z.B. 

Streik, Aussperrung, Krieg, Aufruhr, Behördliche Beschränkungen etc.), ermächtigen den Verkäufer, 

die Lieferungen bzw. Leistungen um die Dauer der Behinderung zzgl. einer angemessenen Anlaufzeit 

hinauszuschieben. Entsprechendes gilt, wenn die vorstehenden Hindernisse bei Lieferanten des 

Verkäufers oder deren Unterlieferanten eingetreten sind.   

§4.4.  Die Einhaltung der Lieferverpflichtungen des Verkäufers setzt die rechtzeitige und 

ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Käufers voraus. Die Einrede des nicht erfüllten 

Vertrages bleibt vorbehalten. Der Verkäufer ist zur Teillieferung und Teilleistung jederzeit berechtigt. 

 

§ 4.5. Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, nicht 

einhalten können (Nichtverfügbarkeit der Leistung), werden wir den Käufer hierüber unverzüglich 

informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen.  Ist die Leistung auch 

innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag 

zurückzutreten; eine bereits erbrachte Gegenleistung des Käufers werden wir unverzüglich erstatten. 

Nichtverfügbarkeit der Leistung liegt beispielsweise vor bei nicht rechtzeitiger Selbstbelieferung 

durch unseren Zulieferer, wenn wir ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen haben, bei 

sonstigen Störungen in der Lieferkette etwa aufgrund höherer Gewalt oder wenn wir im Einzelfall zur 

Beschaffung nicht verpflichtet sind. 

 

§ 4.6. Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem 

Fall ist aber eine Mahnung durch den Käufer erforderlich. Geraten wir in Lieferverzug, so kann der 

Käufer pauschalierten Ersatz seines Verzugsschadens verlangen. Die Schadenspauschale beträgt für 

jede vollendete Kalenderwoche des Verzugs 0,5% des Nettopreises (Lieferwert), insgesamt jedoch 
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höchstens 5% des Lieferwerts der verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, 

dass dem Käufer gar kein Schaden oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als vorstehende 

Pauschale entstanden ist. 

§ 4.7. Die Rechte des Käufers gem. § 7 dieser Vertragsbedingungen und unsere gesetzlichen Rechte, 

insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (zB aufgrund Unmöglichkeit oder 

Unzumutbarkeit der Leistung und/oder Nacherfüllung), bleiben unberührt 

 

§5. Gefahrübergang, Verpackung, Umgang mit Gasen 

§5.1.  Sofern keine abweichende Absprache getroffen wurde, ist die Lieferung ab Werk vereinbart. 

Die Gefahr geht auf den Käufer über, sobald die Sendung an die den Transport ausführende Person 

übergeben worden ist oder zwecks Versendung das Lager des Verkäufers verlassen hat; dies gilt auch 

dann, wenn der Verkäufer den Transport mit eigenen Kräften besorgt.   

§5.2.  Falls der Versand ohne Verschulden des Verkäufers unmöglich wird, geht die Gefahr mit der 

Meldung der Versandbereitschaft auf den Käufer über.   

§5.3.  Sofern der Käufer es wünscht, wird der Verkäufer die Lieferung durch eine 

Transportversicherung eindecken; die insoweit anfallenden Kosten trägt der Käufer.   

§5.4.  Die Transport- und alle sonstigen Verpackungen nach Maßgabe der Verpackungsverordnung 

werden nicht zurückgenommen; ausgenommen sind mehrfach verwendbare Transportmittel wie 

Paletten, Gitterboxen, Druckflaschen usw. Der Käufer ist verpflichtet, für eine Entsorgung der 

Einwegverpackungen auf eigene Kosten zu sorgen. Die mehrfach verwendbaren Transportmittel 

werden dem Käufer nur leihweise überlassen; der Käufer ist zur Rückgabe in ordnungsgemäßem 

Zustand, d.h. restentleert und ohne Beschädigung, verpflichtet; bei Verunreinigung oder 

Beschädigung der Transportmittel trägt der Käufer die Instandsetzungskosten bzw. er ist dem 

Verkäufer zum Wertersatz verpflichtet, soweit eine Instandsetzung unmöglich ist.   

§5.5.  Der Kunde stellt die ungehinderte Zufahrt für Lkw max. 40 t zum Lieferort sicher. Der Kunde 

hat die für den Umgang mit Kältemitteln maßgebenden Vorschriften, insbesondere die 

Bestimmungen über Lagerung, Arbeitsschutz und Unfallverhütung sowie den Stand der Technik, zu 

beachten 

 

§6. Gewährleistung  

§6.1.  Die Mängelrechte des Käufers setzen voraus, dass dieser seinen nach § 377 HGB geschuldeten 

Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß nachgekommen ist.   

§6.2.  Die gesetzlichen Rückgriffsansprüche des Käufers gegen den Verkäufer bestehen nur insoweit, 

als der Käufer mit seinem Abnehmer keine über die gesetzlichen Mängelansprüche hinausgehende 

Vereinbarung getroffen hat.   

§6.3. Soweit ein Mangel der Kaufsache vorliegt, ist dem Verkäufer zunächst stets Gelegenheit zur 

Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu gewähren. Hierbei hat der Verkäufer das Recht, 

Nacherfüllung durch Mängelbeseitigung oder Ersatzlieferung zu leisten. Schlägt die vom Verkäufer 

gewählte Art der Nacherfüllung fehl, kann der Käufer – unbeschadet etwaiger 
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Schadensersatzansprüche – vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern, wenn der 

Verkäufer den Mangel zu vertreten hat. Ansprüche des Käufers wegen der zum Zwecke der 

Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und 

Materialkosten, sind ausgeschlossen, soweit die Aufwendung sich erhöhen, weil der Gegenstand der 

Lieferung nachträglich an einen anderen Ort als den Erfüllungsort verbracht wurde. 

§6.4.1.  Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten 

Beschaffenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnutzung 

oder bei Schäden, die nach dem Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, 

übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel und/oder aufgrund besonderer Einflüsse 

entstehen und/oder je nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind.   

§6.4.2.  Werden Betriebs- oder Wartungsanweisungen des Verkäufers nicht befolgt, Änderungen 

nicht zulässiger Art an den Produkten vorgenommen, Teile ausgewechselt oder 

Verbrauchsmaterialien verwendet, die nicht den Originalspezifikationen entsprechen, entfällt die 

Haftung des Verkäufers für Sachmängel; etwas anderes gilt nur dann, soweit der Gewährleistungsfall 

nachweislich nicht auf einen der vorgenannten Ausschlussgründe zurückzuführen ist.   

§6.5.  Ansprüche des Käufers auf Aufwendungsersatz gem. § 445a Abs. 1 BGB sind ausgeschlossen, es 

sei denn, der letzte Vertrag in der Lieferkette ist ein Verbrauchsgüterkauf (§§ 478, 474 BGB) oder ein 

Verbrauchervertrag über die Bereitstellung digitaler Produkte (§§ 445c S. 2, 327 Abs. 5, 327u BGB). 

Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen (§ 284 BGB) 

bestehen auch bei Mängeln der Ware nur nach Maßgabe nachfolgender §§ 7 und 8.   

 

§ 7 Sonstige Haftung 

§ 7.1. Soweit sich aus diesen Vertragsbedingungen einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen 

nichts anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen 

Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 

§ 7.2. Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen der 

Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir, 

vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkungen (zB Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten; 

unerhebliche Pflichtverletzung), nur 

 a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

 b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren 

Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf 

deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall 

ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 

Schadens begrenzt. 

§ 7.3. Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch gegenüber Dritten sowie 

bei Pflichtverletzungen durch Personen (auch zu ihren Gunsten), deren Verschulden wir nach 

gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie gelten nicht, soweit ein Mangel arglistig 

verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen wurde und für 

Ansprüche des Käufers nach dem Produkthaftungsgesetz. 
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§ 7.4. Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Käufer nur 

zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies 

Kündigungsrecht des Käufers (insbesondere gem. §§ 650, 648 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen 

gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen 

 

§ 8 Verjährung 

§ 8.1. Sachmängelansprüche verjähren in 12 Monaten; die Frist beginnt mit dem Gefahrübergang. 

Vorstehende Bestimmungen gelten nicht, soweit das Gesetz gemäß den §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 (Sachen 

für Bauwerke), § 479 Abs. 1 (Rückgriffsanspruch) und § 634 a (Baumängel) BGB längere Fristen 

vorschreibt.   

§ 8.2. Die vorstehenden Verjährungsfristen gelten auch für vertragliche und außervertragliche 

Schadensersatzansprüche des Käufers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, es sei denn die 

Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer 

kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des Käufers gem. § 7 Abs. 2 S. 1 und S. 2(a) 

sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren ausschließlich nach den gesetzlichen 

Verjährungsfristen. 

 

§9. Eigentumsvorbehalt  

§9.1.  Die gelieferte Ware (Kältemittel und Kältemittelflaschen) bleibt bis zur vollständigen Bezahlung 

sämtlicher Forderungen aus der Geschäftsverbindung zwischen dem Verkäufer und dem Käufer 

Eigentum des Verkäufers. Die Einstellung einzelner Forderungen in eine lfd. Rechnung sowie die 

Anerkennung des Saldos berühren den Eigentumsvorbehalt nicht. Als Bezahlung gilt erst der Eingang 

des Gegenwerts beim Verkäufer.   

§9.2.  Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der 

Verkäufer dazu berechtigt, die Kaufsache zurückzunehmen. In der Zurücknahme der Kaufsache durch 

den Verkäufer liegt kein Rücktritt vom Vertrag vor, es sei denn, der Verkäufer hätte dies ausdrücklich 

schriftlich erklärt.   

§9.3.  Bei Pfändung oder sonstigen Eingriffen Dritter ist der Verkäufer unverzüglich schriftlich zu 

benachrichtigen, damit der Verkäufer Klage gemäß § 771 ZPO erheben kann.   

§9.4.  Der Käufer ist berechtigt, die Vorbehaltsware im ordentlichen Geschäftsgang 

weiterzuverkaufen; er tritt dem Verkäufer jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Faktura-

Endbetrages (inkl. Mehrwertsteuer) der Forderungen des Verkäufers ab, die ihm aus der 

Weiterveräußerung gegen seine Abnehmer oder Dritte erwachsen, und zwar unabhängig davon, ob 

die Kaufsache ohne oder nach Bearbeitung weiterverkauft worden ist. Der Verkäufer nimmt die 

Abtretung an. Ist die abgetretene Forderung gegen den Erwerber der Vorbehaltsware in eine lfd. 

Rechnung (Kontokorrent) aufgenommen worden, bezieht sich die Abtretung auch auf den 

anerkannten Saldo sowie im Falle der Insolvenz des Abnehmers auf den dann vorhandenen 

„kausalen Saldo“. Zur Einziehung dieser Forderung bleibt der Käufer auch nach der Abtretung 

ermächtigt. Die Befugnis des Verkäufers, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. 

Der Verkäufer verpflichtet sich jedoch, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Käufer seinen 

Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug ist und 
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insbesondere kein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder 

Zahlungseinstellung vorliegt. Ist dies jedoch der Fall, kann der Verkäufer verlangen, dass der Käufer 

dem Verkäufer die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug 

erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern 

(Dritten) die Abtretung mitteilt.   

§9.5.  Die Bearbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsware durch den Käufer wird stets für den 

Verkäufer vorgenommen. Wird die Vorbehaltsware mit anderen, dem Verkäufer nicht gehörenden 

Gegenständen verarbeitet, so erwirbt der Verkäufer das Miteigentum an der neuen Sache im 

Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware (Faktura-Budget-Endbetrag inkl. Mehrwertsteuer) zu den 

anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung. Für die durch Verarbeitung 

entstehende Sache gilt im Übrigen das Gleiche wie für die unter Vorbehalt gelieferte Ware.   

§9.6.  Wird die Vorbehaltsware mit anderen, dem Verkäufer nicht gehörenden Gegenständen 

untrennbar vermischt, so erwirbt der Verkäufer das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis 

des Wertes der Vorbehaltsware (Faktura-Endbetrag inkl. Mehrwertsteuer) zu den anderen 

vermischten Gegenständen zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, 

dass die Sache des Käufers als Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Käufer dem 

Verkäufer anteilig Miteigentum überträgt. Der Käufer verwahrt das so entstandene Alleineigentum 

oder Miteigentum für den Verkäufer.   

§9.7.  Der Verkäufer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des Käufers 

insoweit freizugeben, als der realisierbare Wert der Sicherheiten des Verkäufers die zu sichernden 

Forderungen um mehr als 10 % übersteigt; die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten obliegt dem 

Verkäufer.   

 

§ 10. Kältemittelflaschen 

§10.1. Sofern nicht ausdrücklich zwischen den Parteien anderslautend vereinbart, erwirbt der Käufer 

auch das Eigentum an den Kältemittelflaschen und hat diese entsprechend zu vergüten, sofern er 

keine eigenen Kältemittelflaschen zur Befüllung anliefert. Der Eigentumsvorbehalt gemäß Ziffer 9. gilt 

auch für die Kältemittelflaschen. 

Bei der Bestellung von Kältemitteln muss der Käufer angeben, wenn er über eigene Flaschen verfügt, 

die sodann von der Verkäuferin nur mit Kältemittel zu befüllen sind. In diesem Falle hat der Käufer 

die Pflicht, dafür Sorge zu tragen, dass die Flaschen und eventuelle Befüllvorrichtungen (z.B. Ventile) 

zur Befüllung und zum Inverkehrbringen des Produktes geeignet sind; insbesondere müssen die 

Flaschen und Ventile ADR-konform sein. Die leeren Flaschen dürfen keine Rückstände anderer 

Produkte enthalten. Der Käufer ist zur Anlieferung der leeren Flaschen verpflichtet. 

Der Kunde ist berechtigt, von der Verkäuferin erworbene leere Flaschen innerhalb eines Zeitraums 

von 2 Jahren nach Erwerb der Verkäuferin zum Rückkauf anzutragen. Die Flaschen müssen ADR-

konform sein und dürfen keine die Nutzung beeinträchtigenden Beschädigungen aufweisen. Der 

Rückkaufpreis entspricht dem Verkaufspreis bei Verkauf an den Kunden.  

§10.2. Stellt der Verkäufer dem Käufer Transporthilfsmittel z.B. Gitterboxen oder Europalette zur 

Anlieferung zur Verfügung müssen diese innerhalb von 24 Monaten nach Auslieferung auf Kosten des 

Kunden zurückgesendet oder mit art- und wertgleichen Transporthilfsmitteln getauscht werden. Bei 

Unterlassung der Rück- oder Tauschsendung innerhalb der 24 Monate wird der Verlust der 
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Transporthilfsmitteln pro Gitterbox € 200,00 und pro Europalette € 35,00 dem Kunden in Rechnung 

gestellt. Eine jährliche Bestandsliste zur Informationszwecken wird dem Kunden per E-Mail zur 

Verfügung gestellt. Einwendungen gegen diese Bestandsliste sind innerhalb von 2 Wochen zu 

erheben, anderenfalls gelten die ausgewiesenen Bestände als anerkannt.“ 

 

§11.  Datenschutz  

INKADE ist berechtigt, betriebsintern alle Daten des Waren- und Zahlungsverkehrs vom Kunden unter 

Beachtung der Datenschutzgrundverordnung und des Bundesdatenschutzgesetzes zu speichern, zu 

verarbeiten und zu übermitteln. 

 

§12 Anwendbares Recht, Gerichtsstand, Sonstiges  

§12.1.  Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Bestimmungen des CISG finden keine 

Anwendung.   

§12.2.  Ist der Käufer Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus der 

Geschäftsverbindung Hamburg. Dasselbe gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand in 

Deutschland hat oder Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klagerhebung nicht 

bekannt sind. Der Verkäufer ist jedoch berechtigt, den Käufer auch an dessen Wohnsitz oder an dem 

Sitz seines Unternehmens zu verklagen.   

§12.3.  Sollten einzelne Bestimmungen des Kaufvertrages einschließlich dieser Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hierdurch die 

Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die ganz oder teilweise unwirksame Regelung 

soll durch eine Regelung ersetzt werden, deren wirtschaftlicher Erfolg der unwirksamen Regelung 

möglichst nahekommt.   

§12.4.  Änderungen des Vertrages und der Allgemeinen Geschäftsbedingungen bedürfen der 

Schriftform. Dies gilt auch für die Schriftformklausel selbst.   


